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           Landsberg, den 27. Januar 2015

Sparkassenverband Bayern

Vorstand

Karolinenplatz 5

80333 München

Bayernweiter Aufruf zu Gewinnausschüttungen der Sparkassen

Ihr Schreiben vom 1.12.2014 G1/S1/1235/1653/mm

Sehr geehrter Herr Dr. Netzer, sehr geehrter Herr Schmautz,

vielen Dank für Ihr Schreiben, zu dem wir gerne Stellung nehmen. Die Anwort hat sich etwas verzögert, da die Recherchen sehr umfangreich waren. 

Die Analyse der 71 Geschäftsberichte hatte das Ziel, Klarheit in eine unseres Erachtens für den Laien etwas unüber​schaubare Gemengelage zu bringen. In dieser Art hat es – wie wir erfahren haben – noch keine der​artige Untersuchung gegeben.

Die Vorgeschichte zu unserer seit zwei Jahren laufenden Aktion ist schnell erzählt. 

Die alles andere als rosig zu bezeichnende finanzielle Situation in unserer Stadt Landsberg - verursacht durch Derivataffäre, fehlende Jahresabschlüsse, riesige Verschuldung, überbesetzte Verwaltung - wurde über​regional bekannt. Beispielsweise berichtete am 19. Februar 2013 die Süddeutsche Zeitung in einem großen Artikel darüber („Landsberg am Limit“).

Diese Veröffentlichung bewegte einen profunden Kenner der Sparkassenlandschaft uns anonym anzurufen und darzulegen, welche Möglichkeiten es gäbe, um Ausschüttungen an die Träger - bei uns sind das Land​kreis Landsberg, Stadt Landsberg und Markt Dießen - zu bewerkstelligen. Die Informationen waren für uns zunächst völlig unglaubhaft, so dass wir weitere Personen/Institutionen zu Rate zogen. Diese bestätigten die Aus​sagen des anonymen Anrufers und gaben weitere Hinweise.

Weitere wichtige Erkenntnisse haben wir aus einer Anfrage unseres MdL-Abgeordneten Ludwig Hartmann an die Bayer. Staatsregierung erhalten: „Verwendung des Jahresüberschusses der bayerischen Sparkas​sen“. Die Antwort mit fundamentalen Anlagen ist seit 3.10.2014 veröffentlicht auf der Homepage des Baye​rischen Landtags (17/2963). An dieser Antwort hat Ihr Sparkassenverband übrigens wesentlich mitgearbei​tet. Diese Drucksache ist beigefügt.

Bei den Analysen haben wir es uns nicht leicht gemacht. Insbesondere haben wir uns nicht auf Stichproben beschränkt sondern Vollerhebungen durchgeführt. Als Grundlage dienten zum einen die 71 Offenlegungs​berichte und zum anderen alle Geschäftsberichte der Bayerischen Sparkassen. 

1. Offenlegungsberichte (Thesaurierte Überschüsse)

Die Offenlegungsberichte  wurden „zur Stärkung der Marktdisziplin“ zum 1. Januar 2007 eingeführt. Den Kredit​instituten wurden eine Reihe von Offenlegungsanforderungen vorgegeben, „die es den Marktteilneh​mern gestatten, Kerninformationen über den Anwendungsbereich, das Eigenkapital, die Risikopositionen, die Risikomessverfahren und – daraus abgeleitet – die Angemessenheit der Eigenkapitalausstattung des Instituts beurteilen zu können" (Basler Ausschuss für Bankenaufsicht - Textziffer 809). 

Die damit geschaffene Transparenz (auch für den Bürger!) ermöglicht es ein Ranking der einzelnen Spar​kassen zu erstellen, wenn man das (erweiterte) Eigenkapital zum Kreditrisiko ins Verhältnis setzt. Diese Berechnungen (Quotientenbildung) wurden nicht nur für alle bayerischen Sparkassen sondern auch für Banken und Volksbanken/Raiffeisenbanken erstellt.

Die einzelnen Quotienten stellen eine wichtige zusätzliche Information dar. Sie besagen, wie die Sparkasse in der Vergangenheit gearbeitet hat, um einerseits das Eigenkapital zu stärken und andererseits die Risiken zu minimieren.

Im Gegensatz zu anderen Kreditinstituten schütten die Sparkassen mit wenigen Ausnahmen nichts an die Eigentümer aus. Private Kreditinstitute müssen sich Eigenkapital auf dem freien Markt besorgen und dafür Versprechungen bezüglich der Verzinsung und Gewinnerwartung abgeben. Bei Sparkassen steht der Sicher​heitsaspekt im Vordergrund. Wegen der bis vor wenigen Jahren noch geltenden Gewährträgerhaftung wusste der sicherheitsorientierte Kunde, dass im Falle eines Falles Landkreise und Gemeinden für Schäden aufkommen müssen.

Dieser Quotient ist also die Summe der Aktivitäten der vergangenen Jahre. Generell war festzustellen, dass private Banken einen wesentlich niedrigeren Quotienten haben als die Sparkassen. Andererseits ist auch das Quotientenspektrum innerhalb der Sparkassen beträchtlich, nämlich zwischen 10 % und 28 %.

Nimmt man nun das ausgewiesene Kreditrisiko jeder Sparkasse, gibt einen sehr hohen Sicherheitszuschlag dazu (hier Verdoppelung des ausgewiesenen Risikobetrags), so kann man dieses modifizierte Kreditrisiko mit dem Eigenkapital vergleichen. Die Höhe des  Ausschüttungsbetrags ist dann die Differenz zwischen dem Eigenkapitalbetrag und dem modifizierten Risikobetrag. Dieser Ausschüttungsbetrag ist in der Ihnen vorlie​gen​den Liste dargestellt. Er ist die Summe der in der Vergangenheit möglichen Ausschüttungen von Jahres​überschüssen, die angehäuft wurden.

Das Ergebnis lautete:

· Für das Jahr 2012: 1,80 Mrd. Euro Ausschüttung

· Für das Jahr 2014: 2.45 Mrd. Euro Ausschüttung

Das Jahr 2013 muss demnach für die Sparkassen blendend gelaufen sein, da das Ausschüttungspotenzial sich um rund 600 Mio. Euro erhöhte..

Der Ausschüttungsbetrag ist nach dieser Modellrechnung unterschiedlich hoch. Allerdings können  danach rund zwanzig Prozent der Sparkassen (2013: 15 von 71; 2012: 25 von 71) überhaupt nichts ausschütten, darunter z.B. die Kreissparkasse Miesbach und die beiden Münchner Sparkassen. 

Diese Berechnungen wurden der Presse mitgeteilt und erregten natürlich einiges Aufsehen. Einige Zeitungen haben darüber berichtet. Über diese Schiene wurde auch der Sparkassenverband informiert.

In diesem Zusammenhang wurden wir darauf aufmerksam gemacht, dass diese Modellrechnung anhand der Offenlegungsberichte durch eine Gegenrechnung bestätigt werden könnte. Auf der Grundlage der Geschäftsberichte der bayerischen Sparkassen für die Jahre 2013 und 2012 könnten die Jahresüberschüsse ermittelt werden. Die Summe des daraus abgeleiteten Ausschüttungspotenzials sollte in etwa bei den genannten 2,45 Mrd. Euro liegen. Damit sei auch der gesetzlichen Anforderung genüge getan, dass nur Jahresüberschüsse ausgeschüttet werden können.

2. Auswertung der Geschäftsberichte  (aktueller Überschuss)

Die Kreditinstitute sind gesetzlich verpflichtet, innerhalb von 12 Monaten nach Jahresabschluss den Geschäftsbericht auf der Homepage des Bundesanzeigers zu veröffentlichen. Damit ist eine optimale Trans​parenz gegeben. Auf der Homepage der jeweiligen Sparkasse sind leider nur sehr abgespeckte Geschäfts​berichte mit vielen Bildern und ohne ausführliche Bilanz- und GuV-Zahlen enthalten.

Wir sind  im Besitz aller 71 Geschäftsberichte der bayerischen Sparkassen für 2013, herunter geladen von der Webseite des Bundesanzeigers.

Aus diesen Geschäftsberichten wurden einige Bestandszahlen herausgefiltert (Bilanzsumme, Kassen​stände), aber auch die Jahresergebnisse 2013 und 2012  (Zuführungen zu diversen Rücklagen) mit den Kosten (Vorstand, Verwaltungsrat, Wirtschaftsprüfer). In der Anlage sehen Sie das Ergebnis dieser Aus​wertung, gegliedert nach Regierungsbezirken. 

Mit diesen Analysen konnte vor allem die eingangs gestellte Frage beantwortet werden, ob die 2,45 Milliarden an Ausschüttungspotenzial gerechtfertigt sind.

Darüber hinaus hat die Analyse eine Reihe von Fragen aufgeworfen, die im Interesse von Bilanzklarheit und –wahrheit im folgenden dargestellt werden. 

2.1 Träger der Sparkasse

Eigentümer der Sparkassen sind die Träger, also Landkreise bzw. Städte allein oder mit mehr oder weniger vielen Gemeinden in Form von Zweckverbänden. 

Fast alle Sparkassen bilden Zweckverbände. Für das Verhältnis der einzelnen Zweckverbands-Mitglieder zueinander müssen Satzungen erlassen werden. Hierin wird z.B. behandelt, wie etwaige Gewinne aufgeteilt werden. Dabei handelt es sich um Ortsrecht, die Satzung muss also in der Ortsrechtssammlung der Träger veröffentlicht sein. Trotz aufwändiger Suche konnte von den 71 Sparkassen nur für 3 Sparkassen eine allgemein zugängliche Satzung gefunden werden (Alzenau, Forchheim, Fürstenfeldbruck – Homepage der Stadt FFB). Dieser Mißstand sollte schnellstens behoben werden.

2.2 Der Verwaltungsrat

2.2.1 Zusammensetzung

Der Verwaltungsratsvorsitzende ist stets ein Landrat oder Bürgermeister. Dabei ist der Vorsitzende ein sog. geborenes Mitglied im Verwaltungsrat, d.h. er ist es kraft seines Amtes und braucht keine Sachkunde nachzuweisen. Die Sachkunde der übrigen Verwaltungsräte muss „in einem angemessenen Verhältnis zu den ‚anzuwendenden Kriterien’ stehen (Merkblatt zur Kontrolle der Mitglieder von Verwaltungs- und Auf​sichts​organen gemäß KWG und VWG vom 3.12.2012).

Der Verwaltungsrat (und nicht der Sparkassenvorstand!) bestimmt die Geschäftspolitik der Sparkasse.  Das be​deutet nach Art. 5 des Bayer. Sparkassengesetzes, dass die  Sparkasse vom Verwaltungsrat verwaltet wird und nur die laufenden Geschäfte vom Vorstand geführt werden. Der Verwaltungsrat überwacht auch die Geschäftsführung des Vorstands. Diese Machtfülle des Verwaltungsrats ist weitgehend unbekannt.

Ein Stadtrat oder Kreistag kann seine Mitglieder, die im Verwaltungsrat tätig sind, durch Beschluss auffordern, für eine Gewinnausschüttung an den Träger zu stimmen (sog. imperatives Mandat).

Anhand der Eigentumsverhältnisse sollte man meinen, dass die aktiven Kommunalpolitiker (Stadträte, Kreisräte, OB, Landrat, MdB, MdL) die Mehrheit im Verwaltungsrat stellen.

Das ist in aller Regel nicht der Fall, wie die folgende Tabelle (Stand 31.12.2013) zeigt:

	Regierungs-
	 
	Anzahl
	davon
	davon
	davon

	bezirk
	
	Verwaltungs
	Mandats
	Pensio-
	Selbstständige

	 
	 
	Räte
	träger
	näre
	und Sonstige

	Oberbayern
	 
	222
	88
	18
	116

	Niederbayern
	
	96
	40
	9
	47

	Oberpfalz
	
	118
	38
	14
	66

	Oberfranken
	
	104
	47
	10
	47

	Mittelfranken
	
	142
	49
	21
	72

	Unterfranken
	
	95
	30
	17
	48

	Schwaben
	 
	121
	53
	9
	59

	Summe
	 
	898
	345
	98
	455


Diese Übersicht ist mit einer kleinen Unsicherheit verbunden, da in einigen wenigen Geschäftsberichten nicht immer der exakte Beruf angegeben wird bzw. ob jemand Pensionär ist oder nicht. Lässt man diese Fehlertoleranz zu, so haben die aktiven Mandatsträger mit knapp 40% nicht die Mehrheit. Die Mehrheit haben mit rund 50% die Selbstständigen. Auch die Pensionäre (Alt-OB, Alt-Bürgermeister, Alt-Landräte, ehem Stadt- und Kreisräte, Ex-MdL, Ex-Mdb) haben mit rund 10 % einen nicht unerheblichen Anteil.

In dieser Übersicht sind auch 71 Vorstandsvorsitzende der Sparkasse (unter Sonstiges) enthalten. 

Ab Januar 2014 sind die Vorstandsvorsitzenden jedoch nicht mehr stimmberechtigt, sondern nur noch beratend. Diese Änderung ist im Hinblick auf die Umsetzung der Corporate-Governance-Regelungen aus Basel III erfolgt. Auf diese wichtige Änderung macht übrigens nur eine von 71 Sparkassen aufmerksam (Stadtsparkasse München).

Ob diese derzeit bestehenden Mehrheitsverhältnisse - Unterrepräsentanz der Mandatsträger im Verwal​tungs​rat - dem Sparkassengesetz entsprechen, sollte geprüft werden.

2.2.2 Bezüge und Anzahl Sitzungen

Die Entschädigung für die 898 Verwaltungsräte betrug 2013 insgesamt  9,9 Mio. Euro. Inwiefern auch die 71 Vorstandsvorsitzenden der Sparkassen als (2013 noch) stimmberechtigtes Mitglied eine Entschädigung erhielten, ist unbekannt. Die durchschnittliche jährliche  Entschädigung lag also bei rund 11.000 Euro.

Zur Entschädigung des Verwaltungsratsvorsitzenden (OB, Bürgermeister oder Landrat) gibt es eine Auskunft des Landrats von Regen, Michael Adam (www.glaeserner-landrat.de):


“Die Entschädigungen für die Verwaltungsräte der Sparkasse Regen-Viechtach, die in Form monatlicher Pauschalen gewährt werden, werden vom Verwaltungsrat festgeschrieben. Demnach erhält der Verwaltungsratsvorsitzende eine monatliche Entschädigung von 2.083,80 Euro brutto, was einer Brutto-Jahresentschädigung von 25.005,54 Euro entspricht.

Ablieferungsfreibeträge: 

Konkret dürfen die Vergütungen für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Nebenämter für Beamte der Besoldungsgruppen B2 bis B5 5.520 Euro und der Besoldungsgruppen B6 und höher 6.144 Euro nicht übersteigen. Bei Verwaltungsratsvorsitzenden von Sparkassen ist der Höchstbetrag auf 16.560 Euro bzw. 18.432 Euro pro Jahr zu verdreifachen. Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder für Tätigkeiten in Gremien z.B. von Zweckverbänden oder kommunalen Verbänden sind von diesen Höchstbeträgen nicht erfasst, sie dürfen behalten werden.“

Sonderfall Sparkasse Nürnberg:
Träger der Sparkasse Nürnberg ist der Zweckverband „Sparkasse Nürnberg“. Mitglieder sind die Stadt Nürnberg, der Landkreis Nürnberger Land, die Städte Hersbruck, Lauf, Röthenbach und die Marktgemeinde Schnaittach. 

Die 29 Mitglieder des Verwaltungsrats erhielten insgesamt 665.000 Euro an Aufwandsentschädigung, was einer durchschnittlichen Entschädigung von 22.900 Euro entspricht.

Dies ist ein ungewöhnlich hoher Betrag, der über den genannten Freibeträgen liegt. Dazu steht nun im Geschäftsbericht (S. 29): „Wegen Übersteigens der Freigrenze wurden insgesamt 326.000 Euro an die entsendenden Gemeinden abgeführt.“

Mit anderen Worten, die Sparkasse hat einige wenige Kommunen subventioniert, nämlich Nürnberg, Hersbruck, Lauf, Röthenbach, Schnaittach. 

Diese Praxis, d.h. bewusst in Kauf genommene hohe Aufwandsentschädigungen zur Ausschüttung an Gemeinden zu verwenden, dürfte gegen das Sparkassengesetz verstoßen. Die Kunden der Sparkasse setzen sich aus der Stadt Nürnberg und allen Gemeinden des Landkreises Nürnberger Land zusammen und tragen auch zum Erfolg bei. Diese werden – mit Ausnahme der 5 Städte – benachteiligt.

Für die Sparkasse Donauwörth ist ähnliches zu vermuten. Zur Höhe der Aufwandsentschädigungen der Verwaltungsräte steht im Geschäftsbericht (S. 25): „An die Mitglieder des Verwaltungsrats (= 9) wurden vor Abzug kommunalrechtlich notwendiger Abführungen an die jeweiligen Trägerkommunen Gesamtbezüge in Höhe von 93.000 Euro vergütet.“ 

2.2.3 Anzahl der Sitzungen der Verwaltungsräte; Qualität der Entscheidungen

Über die Anzahl der Sitzungen des Verwaltungsrats in einem Geschäftsjahr werden fast keine Angaben gemacht. Nur die wenigsten Sparkassen nennen Zahlen. Es dürfte aber so sein, dass der Verwaltungsrat einmal im Vierteljahr tagt. Etwas ausführlicher ist nur die Sparkasse Kelheim:

„Der Verwaltungsrat trat im Verlauf des Jahres 2013 zu 10 Sitzungen zusammen, in denen er 167 Beschlüsse (einschließlich Beschlüsse nach § 16 Abs.1 SpkO, d.h. Eilbeschlüsse die nachträglich dem Verwaltungsrat vorgelegt werden müssen) fasste. In gemeinsamen Beratungen mit dem Vorstand wurden die Richtlinien der Geschäftspolitik festgelegt und Angelegenheiten von grundsätzlicher geschäftspolitischer Bedeutung erörtert und entschieden.“ (S. 27 Geschäftsbericht)

Die in 2.2.1 getroffene Aussage über die weitreichende Kompetenz des Verwaltungsrats wird hier bestätigt.

Negativ kann aber hier gesehen werden, dass in Kelheim pro Sitzung rund 17 Beschlüsse beschlossen wurden. Bei anderen Sparkassen mit weniger Sitzungen - sicher aber mit dem gleichen Beschlussumfang  -dürften die Beschlüsse wohl nur noch durchgewunken werden.
2.3 Bezüge Gesamtvorstand Sparkasse

Die 71 bayerischen Sparkassen hatten Ende 2013 insgesamt 194 Vorstände, deren  Gesamtbezüge 52,3 Mio. Euro betrugen. Im Durchschnitt hatte ein Vorstand ein Jahres-Grundgehalt von rund 270.000 Euro. Dazu kommen noch Vergütungen (z.B. Remunerationen für abgeschlossene Bausparverträge; Erfolgs​beteiligungen). 

Das Grundgehalt von Bundeskanzlerin Merkel betrug 2013 rund 247.200 Euro. Das hohe Grundgehalt der Sparkassenvorstände mag zwar rechtlich einwandfrei sein, moralisch ist es sicher nicht.

Grund: Die Sparkasse ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts (Art. 3 Sparkassengesetz). Die Vergütungen der Vorstände sollten sich daher an den Besoldungsrahmen der Öffentlichen Hand halten. Dem Einwand, dass es keine „guten“ Leute gäbe, die zu einem niedrigen Gehalt arbeiten würden, kann man eines entgegenhalten: Die Bankenkrise mit weltweit katastrophalen Konsequenzen kam trotz hochdotierter Bankenvorstände zustande, Quantität ist nicht Qualität.

2.3.1  Datenschutz

Die bayerischen Sparkassen haben in der Regel jeweils 3 Vorstände, 25 Sparkassen haben nur 2 Vorstände. In den 25 Fällen wurde in 6 Fällen keine Angabe zu den Gesamtbezügen gemacht.

Als Argument für diese Maßnahme wurde angegeben (Sparkasse Dinkelsbühl): “Unterblieben wegen § 286 Abs. 4 HGB: Bei Gesellschaften, die keine börsennotierten Aktiengesellschaften sind, können die in § 285 Nr.9 Buchstabe a und b verlangten Angaben über die Gesamtbezüge der dort bezeichneten Personen unterbleiben, wenn sich anhand dieser Angaben die Bezüge eines Mitglieds dieser Organe feststellen lassen.“ 

Allerdings: „feststellen“ heisst, dass das einzelne Gehalt betragsmäßig genau berechnet werden kann, was aber bei zwei Personen nicht der Fall ist (Pfitzer/Wirth, Kommentar zum HGB). Der Durchschnitt ist keine Feststellung des Jahresgehalts. Die zitierte Ausnahmeregelung des Unterlassens einer Bezügemitteilung gilt nur für einen Alleinvorstand.

Bei der Sparkasse Rottal/Inn wurde trotz der Tatsache, dass es dort 3 Vorstände gibt, ebenfalls keine Anga​ben über die Gesamtbezüge gemacht. Der Datenschutz greift hier überhaupt nicht.

In vier Fällen, bei denen wegen der 2 Vorstände keine Angaben zu den Gesamtbezügen gemacht wurden, gab es auch keine Angaben zu Entschädigungen der Verwaltungsräte: Deggendorf  (12 Verwaltungsräte), Regen-Viechtach (8 V.), Dinkelsbühl (9 V.), Bad Kissingen (9 V.). Das Fehlen dieser Entschädigungs​angaben der Verwaltungsräte ist nicht erklärbar.

2.3.2 Kreditgewährungen an Vorstände und Verwaltungsräte

Die ausgereichten Kredite an die 194 Sparkassenvorstände betrugen für alle 71 Sparkassen 28,777 Millionen Euro, im Durchschnitt sind das rund 148.000 Euro. Das Spektrum ist sehr groß. Die fünf Vorstände der Sparkasse München hatten insgesamt nur 27.000 Euro ausgereichte Kredite, die drei Vorstände der Spar​kasse Fürstenfeldbruck insgesamt 2,772 Mio. Euro. Die Sparkasse Miesbach liegt mit 1,388 Mio Euro an ihre drei Vorstände am zweithöchsten.

Sieben Sparkassenvorstände hatten überhaupt keine Kredite (Dachau, Bamberg, Bayreuth, Ansbach, Dinkelsbühl, Dillingen, Nördlingen)

.

Bei den 827 Verwaltungsräten (ohne die 71 Bankvorstände)  waren es 174,364 Millionen Euro gewährte Kredite, im Durchschnitt also rund 210.000 Euro. Auch hier ist das Spektrum sehr groß:

Die Sparkasse Rottal-Inn hat nur 5.000 Euro Kredite an die Verwaltungsräte ausgereicht, in Ingolstadt sind es 34,8 Mio. Euro. Die zweithöchste Kreditgewährung hat die Sparkasse Cham mit 19,6 Mio. Euro.

Diese Kredite sind mit Sonderkonditionen verbunden. Angesichts der ungewöhnlich hohen Ausreichung von Krediten an die Verwaltungsratsmitglieder sollte hinterfragt werden, ob deren Abstimmungsverhalten als unbeeinflusst gelten kann.

3. Ausschüttung der Jahresüberschüsse

3.1 Basel III

Mit Basel III wurden die Lehren aus der Finanz- und Wirtschaftskrise in konkreten Vorgaben für die Banken  usw. formuliert. Unter anderem werden auch die Sparkassen zukünftig mehr Eigenkapital für ihre Kredite vorhalten müssen als nach Basel II.

Sie schreiben nun, dass die Sparkassen in Zukunft neuen Anforderungen unterliegen, wie EU-Banken​abgabe, Beiträge zur EU-Einlagensicherung und die Pflicht , die Basel III-Eigenkapitalanforderungen bis zu 13 % nachhaltig zu sichern.

In der Antwort an MdL Ludwig Hartmann hat das Innenministerium jedoch  ausgeführt, dass „alle baye​rischen Sparkassen die seit Anfang 2014 geltenden Eigenkapitalanforderungen nach Basel III erfüllen“.  Des weiteren wurde gesagt: „Aus heutiger Sicht können alle Sparkassen die in den nächsten Jahren stufenweise ansteigenden Eigenkapitalanforderungen nach Basel III erfüllen.“

Auch wir haben die 71 Geschäftsberichte daraufhin untersucht und kommen zum gleichen Ergebnis. Alle Sparkassen schreiben, dass die Anforderungen erfüllt sind und dass der Kunde keine Sorgen um die Sicherheit der Geldanlagen haben muss.

Der wichtigste Maßstab dieser durch Basel III erhöhten Sicherheit ist die sog. „Kernkapitalquote“. Sie beträgt bis einschließlich 2018 9 %und ab 2019 13 %.

Vergleicht man diese Werte mit den Werten in den Offenlegungsberichten und die auch in der Anwort des Innen​ministeriums zitiert werden, so haben alle 71 Sparkassen diese 9 % bereits jetzt erfüllt. Die drei „schlech​testen“ Sparkassen sind Amberg-Sulzbach (10,68 %), Regensburg (10,69 %) und Gunzenhausen (10,89 %).

Die geforderten 13 % ab 2019 erfüllen mit Stand 31.12.2013 bereits 52 Sparkassen, die „beste“ ist Moosburg (27,97%). Weitere 4 Sparkassen haben ebenfalls eine Kernkapitalquote von über 20 % (Höch​stadt, Landshut, Regen, Rosenheim-Aibling).

So gesehen gibt es keinen Grund, gegen eine Ausschüttung an die Träger zu sein.

Die anderen genannten Gefahren (Niedrigzinsphase und wirtschaftliches Umfeld) trifft alle am Wirtschafts​leben beteiligten Akteure gemeinsam, Bürger, Banken, Sparkassen. Die Privatbanken haben wesentlich schlechtere Kernkapitalquoten, müssen aber trotzdem ebenfalls für die Zukunft gerüstet sein.

3.2  Der § 21 SpkO

3.2.1 Die Kann-Bestimmungen

§ 21 der Sparkassenordnung  lautet:

Verwendung des Jahresüberschusses

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über die Verwendung des Jahresüberschusses nach Maßgabe der Abs. 2 und 3.

(2) Mit dem Jahresüberschuss hat der Vorstand einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahr auszu​gleichen. Darüber hinaus kann er bis zu einem Viertel des Jahresüberschusses vorweg den Rücklagen zuführen.

(3)  Der verbleibende Jahresüberschuss kann
1. bis zu einem Zehntel, wenn die Rücklagen zum Bilanzstichtag mindestens 6 v.H., 

2. bis zu einem Viertel, wenn die Rücklagen zum Bilanzstichtag mindestens 9 v.H.,

3. bis zur Hälfte, wenn die Rücklagen zum Bilanzstichtag mindestens 12 v.H.,

 4. bis zu drei Vierteln, wenn die Rücklagen zum Bilanzstichtag mindestens 15 v.H. der Risikoaktiva erreicht haben, an den Träger, bei Zweckverbandssparkassen an die Verbands​mitglieder für gemeinnützige Zwecke abgeführt oder mit deren Zustimmung für solche Zwecke verwendet werden.

Im Übrigen ist der Jahresüberschuss den Rücklagen zuzuführen.

Man kann zunächst feststellen, dass einzig und allein der Verwaltungsrat über die Verwendung des Jahresüberschusses beschließt (Abs. 1).

Was mit dem Jahresüberschuss geschehen muss oder kann, ist anschließend in den Absätzen 2 und 3 geregelt. 

Es muss zunächst ein etwaiger Verlustvortrag aus dem Vorjahr ausgeglichen werden. Dies ist selbstverständlich, ist aber 2013 bei keiner bayerischen Sparkasse vorgekommen. 

Über den dann verbleibenden Jahresüberschuss können verschiedene Zuführungen erfolgen, die in 4 Punkten aufgelistet werden. Als letzter Punkt wird die Zuführung an die Träger genannt. Das ist eine Kann-Bestimmung, die in dieser vom Gesetz genannten Reihenfolge überhaupt nicht eingehalten werden muss. Leider sind nur die Verwaltungsräte von 5 Sparkassen diesen Weg gegangen und haben die Vorschrift als Kann-Vorschrift richtig angewendet und an die Träger ausgeschüttet (Stadtsparkasse Augsburg, Ingolstadt, Nürnberg, Regensburg, Stadtsparkasse München).

Ausschüttungen gehen also doch.

Die Verwaltungsräte aller 71 Sparkassen haben ohne Zwang auch folgendes befolgt:

Stillschweigend wurde gebilligt, dass der Sparkassenvorstand ein Viertel des Jahresüberschusses vorweg der Sicherheitsrücklage zugeführt hat (Abs. 2). Auch das ist eine Kann-Bestimmung, über die man sich hätte hinwegsetzen können. 28 Sparkassen haben die Vorwegnahme durch den Sparkassenvorstand nicht durchgeführt. Der Gesamtbetrag an Zuführungen zur Sicherheitsrücklage als Teil des Jahresüberschusses in Höhe von 332 Mio Euro wurde dadurch vorweg um rund 82 Mio Euro auf rund 250 Mio. Euro gekürzt.

3.2.2 Zum Prozentualen Anteil der Ausschüttungen

An den Träger kann in einer gewissen Höhe ausgeschüttet werden, je nachdem ob die Rücklagen 6 %, 9 %, 12  %, 15 % der Risikoaktiva erreicht haben.

Es wäre zu erwarten gewesen, dass in den Geschäftsberichten eine Darstellung erfolgt, welcher Prozentanteil erreicht ist, um dann den darüber hinaus gehenden  Betrag an die Träger ausschütten zu kön​nen.

Das war nicht der Fall und ist eigentlich unerklärlich.

3.2.3 Der Begriff „Risikoaktiva“

Dieser Begriff umschreibt als bankaufsichtsrechtlicher Sammelbegriff alle mit Eigenkapital zu unterlegenden, risikobehafteten Bankgeschäfte.

Risikoaktiva sind jedoch nur noch von historischem Interesse. Der Begriff wurde im Rahmen des sog. „Grundsatzes I“ verwendet, wonach die als Risikoaktiva definierten Bankgeschäfte mit mindestens 8 % durch haftendes Eigenkapital gedeckt sein mussten.

Der „Grundsatz I“ wurde durch die §§ 25 ff. Solvabilitätsverordnung (SolvV) abgelöst. Die am 1. Januar 2007 in Kraft getretene SolvV kennt den Begriff Risikoaktiva nicht, sondern verwendet hierfür den Begriff „Adressenausfallrisikopositionen“ (§ 9 SolvV). 

Man hat seit 2007 versäumt, diesen § 21 entsprechend zu ändern. Er kann insofern nicht mehr verwendet werden und ist nicht mehr existent.

4. Zur Höhe der Ausschüttung anhand des Jahresergebnisses

Es muss natürlich berücksichtigt werden, dass sich die Sparkassen  kein frisches Geld über Kapital​erhöhungen wie die Banken besorgen können. Allerdings müssen Banken Teile des Gewinns in Form von Dividenden wieder an die Aktionäre ausschütten. 

Eigenkapitalbildung geht bei den Sparkassen logischerweise nur über Rücklagenbildung, d.h. Thesaurierung durch nicht ausgeschüttete Jahresüberschüsse.

Die nicht ausgeschütteten Jahresüberschüsse sind in zwei Bilanzpositionen enthalten, den Sicherheits​rücklagen und  - was in seiner Bedeutung erst im Laufe der Analysen der Geschäftsberichte klar wurde – dem Fonds für allgemeine Bankrisiken.

4.1 Sicherheitsrücklagen

Sie sind  der sparkassenspezifische Begriff für haftendes Eigenkapital der Kreditinstitute im Sinne von § 10 Absatz 4 Kreditwesengesetz. Wie das haftende Eigenkapital übernimmt die Sicherheitsrücklage ver​schie​dene bankrechtliche und bankwirtschaftliche Funktionen. Sie dient bilanziell als Auffangfonds für etwaige Verluste der Sparkasse. Ferner ist die Sicherheitsrücklage die Berechnungsgrundlage zur Bestimmung zulässiger Kreditobergrenzen (z.B. Großkredite, Organkredite).
Bis zur Brüsseler Konkordanz im Juli 2001 wurde die Sicherheitsrücklage bei der Errichtung einer Sparkasse von deren kommunalem Gewährträger als Eigenkapital zur Verfügung gestellt. Sie diente allgemein dem Schutz des Gewährträgers (der Kommune) vor einer Inanspruchnahme durch die Gläubiger der Sparkasse. Damit wurde die kommunale subsidiäre Gewährträgerhaftung solange hinausgeschoben, bis die Sicherheitsrücklage durch Verluste aufgezehrt war.

Wie gesagt, es entscheidet der Verwaltungsrat in welcher Höhe der Jahresüberschuss in die Sicher​heitsrücklage eingestellt wird. Vorweg darf (wie in 3.2.1 kritisch dargestellt) der Sparkassenvorstand 25 % des Jahresüberschusses in diese Sicherheitsrücklage einstellen. 

4.2 Fonds für allgemeine Bankrisiken 

§ 340g HGB lautet: „ Kreditinstitute dürfen auf der Passivseite ihrer Bilanz zur Sicherung gegen allgemeine Bankrisiken einen Sonderposten "Fonds für allgemeine Bankrisiken" bilden, soweit dies nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wegen der besonderen Risiken des Geschäftszweigs der Kreditinstitute notwendig ist.“

Dieser Paragraph wurde eingeführt im Laufe der Bankenkrise 2008 und gilt seit 1.1.2010. Absicht war es, die Position der Sparkasse zusätzlich neben der Sicherheitsrücklage zu stärken. 

"Allgemeine Bankrisiken" sind eigentlich alle Risiken, die das Geschäft einer Bank mit sich bringt. Das können Kreditausfälle, Anlageverluste usw. sein.

Es gibt jedoch keinen Zwang, eine solche Rücklage zu bilden („dürfen“!). Allerdings, wenn diese Rücklage gebildet ist, muss sie aufgrund des Bilanzmodernisierungsgesetzes gefüllt werden: 

§ 340e Abs. 4 HGB:

In der Bilanz ist dem Sonderposten "Fonds für allgemeine Bankrisiken" nach § 340 g in jedem Geschäftsjahr ein Betrag, der mindestens 10 % der Nettoerträge des Handelsbestands entspricht, zuzuführen und dort gesondert auszuweisen.

Gleichzeitig wurde festgelegt, das dieser Posten nur aufgelöst werden darf,

1. zum Ausgleich von Nettoaufwendungen des Handelsbestands oder

2. soweit er 50 % des Durchschnitts der  letzten fünf jährlichen Nettoerträge des Handelsbestandes übersteigt.

Aus keinem Jahresbericht der Sparkassen geht hervor, ob und inwiefern dieser Fond bestückt werden musste. Die Möglichkeit der (teilweisen) Auflösung wird auch nicht erörtert. Es wird lediglich festgestellt, dass „dem Fonds Mittel nach § 340g HGM zugeführt wurden“. 

Die Zuführungen zu diesem Fonds sind in den letzten beiden Jahren gewaltig gestiegen und sind doppelt so hoch wie die zur Sicherheitsrücklage.

Sieht man sich die Zuführungen der Sparkassen zu diesen Fonds im Detail an, so hat es den Anschein, als ob damit eine Gewinnverschleierung vorgenommen wird mit dem Ziel, den wahren Jahresüberschuss mög​lichst niedrig zu halten und diesen dann (in 66 von 71 Sparkassen) als Bagatellbetrag vollständig  in die Sicher​​heitsrücklage zu überführen. 

Beispiel Sparkasse Dachau: Einstellung 2013 in die Sicherheitsrücklage: 1,405 Mio. Euro, Zuführung zum Fonds allgemeines Bankenrisiko: 20,5 Mio. Euro. 

Beispiel Sparkasse Hochfranken (Hof) für 2013: Sicherheitsrücklage 1,2 Mio. Euro, allgemeines Bankenrisiko: 20,0 Mio. Euro. 

Wichtig ist, dass die Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankenrisiko versteuert ist und vorab (wie die 25 % der Sicherheitsrücklage durch den Vorstand) in die Bilanz eingestellt wird.
In der Anlage kann man die beiden Zuführungsarten genauer ansehen.

5. Der echte Jahresüberschuss und die Ausschüttung an die Träger

Der beigefügten Tabelle ist u.a. zu entnehmen, wie hoch für jede Sparkasse die Bestände an Sicherheits​rücklagen und Fonds für allgemeine Bankrisiken sind und welche Beträge 2013 zugeführt wurden.

Am Ende der Tabelle befindet sich die Übersicht über die Regierungsbezirke und das Bayernergebnis.

Das Bayernergebnis mit den Werten für 2013 und 2012 ist hier  dargestellt.

	Sicherheitsrücklage und Fonds für Allgemeine Bankrisiken 

	
	
	
	
	

	Bestand Sicherheitsrückl. 
	Zuführung Sicherheitsrückl.
	Summe 

	(Mrd. Euro)
	
	
	
	Zuführungen

	2013
	2012
	2013
	2012
	2013+2012

	10,890
	10,557
	0,333
	0,387
	0,720

	
	
	
	
	

	Bestand Fonds Bankrisiken 
	Zuführung Fonds Bankrisiken 

	(Mrd. Euro)
	
	
	
	

	2013
	2012
	2013
	2012
	

	5,091
	4,314
	0,630
	0,677
	1,307

	
	
	
	
	

	Summen:
	0,963
	1,064
	2,027


In Ihrem Schreiben war darauf hingewiesen worden, dass nur die Jahresüberschüsse ausgeschüttet werden dürfen. 

Nachdem die Kernkapitalquote, der wichtigste Indikator ist für eine Ausschüttung an die Träger und die Kri​terien von Basel III für 2019, bereits jetzt schon übererfüllt sind, ergibt sich daraus eine Ausschüttungshöhe von 963 Millionen Euro aus dem Geschäftsergebnis von 2013 und eine Ausschüttungshöhe von 1,064 Mrd. Euro aus dem Geschäftsergebnis von 2012.

Rechnet man beide zusammen, so ergibt das einen Betrag von rund 2 Milliarden Euro.

In der Ihnen bekannt gewordenen Analyse anhand der Offenlegungsberichte kamen wir zu einer Ausschüt​tungs​höhe, von 2,45 Milliarden Euro aus dem Bestand. 

Hier haben wir nun die Geschäftsberichte analysiert und kommen zum gleichen Ergebnis. Die fehlenden 400 Millionen Euro lassen sich leicht erklären, es sind die Ausschüttungsbeträge aus den Jahresüberschüssen 2011 und 2010, den Jahren in denen der Fonds für allgemeine Bankrisiken eingerichtet wurde.

6. Gemeindeordnung und Verwaltungsrat

Wie bereits ausführlich dargestellt, sind die Träger (Kommunale Zweckverbände, Landkreise, Städte, Ge​mein​den) für die Geschäftspolitik und auch die Ausschüttungen zuständig. Dies wird in den genannten 5 Städten seit Jahren so praktiziert. 

Dass die Kommunalvertreter im Verwaltungsrat auch der Gemeindeordnung unterstehen, ist bekannt.

Weniger bekannt ist die Tatsache über die Einnahmengestaltung einer Gemeinde, die in Art. 62 der Gemeinde​ordnung geregelt ist. Die sehr kompliziert geschriebene Regelung sieht eine Hierarchie der kom​mu​nalen Einnahmen dar:

An erster Stelle kommen die vorhandenen Steuern und Gebühren in Frage. Reichen diese nicht aus, muss nach sonstigen Einnahmen (Miete, Pacht) geschaut werden. Erst dann, wenn diese beiden Einnahmequellen ausgeschöpft sind, dürfen Steuern (Grundsteuer, Gewerbesteuer) und Gebühren erhöht werden.

Die Ausschüttungen der Sparkassen an die Träger stellen sonstige Einnahmen dar. Solange diese nicht vorgenommen werden, ist jede Steuer- und Gebührenerhöhung unzulässig.

Nachdem nur 5 Kommunen sich um diese Ausschüttungen gekümmert haben, dürften in den letzten Jahren die Steuererhöhungen der anderen rund 2.000 bayerischen Gemeinden unzulässig gewesen sein.

7. Ausschüttungen für gemeinnützige Zwecke

Das Sparkassengesetz schreibt vor, dass die Ausschüttungen ausschließlich gemeinnützigen Zwecken dienen müssen. Gemeinnützigkeit ist in Art. 52 Abgabenordnung (AO) für Vereine definiert. Gemeinden kön​nen sog. „Zweckbetriebe“ einrichten, die ebenfalls gemeinnützig sind. Voraussetzung ist, dass der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt und dieser Zweck durch das Unternehmen wirtschaftlich erfüllt werden kann und das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht.

In § 68 AO werden beispielhaft einige Zweckbetriebe aufgeführt:

· Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, Erholungsheime, Mahlzeitendienste, wenn sie in besonderem Maß den in § 53 AO genannten Personen dienen Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime, Schullandheime und Jugendherbergen,

· Werkstätten für behinderte Menschen, die nach den Vorschriften des Dritten Buches Sozialgesetzbuch förderungsfähig sind und Personen Arbeitsplätze bieten, die wegen ihrer Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können,

· Einrichtungen der Fürsorgeerziehung und der freiwilligen Erziehungshilfe,

· kulturelle Einrichtungen, wie Museen, Theater, und kulturelle Veranstaltungen, wie Konzerte, Kunstausstellungen; dazu gehört nicht der Verkauf von Speisen und Getränken,

· Volkshochschulen und andere Einrichtungen, soweit sie selbst Vorträge, Kurse und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender Art durchführen; dies gilt auch, soweit die Einrichtungen den Teilnehmern dieser Veranstaltungen selbst Beherbergung und Beköstigung gewähren,

· Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, deren Träger sich überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus der Vermögensverwaltung finanziert.

Aus organisatorischen und strukturellen Notwendigkeiten tendieren gemeinnützige Körperschaften vermehrt dazu, die wirtschaftlich erfolgreichen Zweckbetriebe (z. B. Altenheim, Krankenhaus, Pflegedienst) in eine neu gegründete Tochtergesellschaft auszugliedern. Die neue Gesellschaft wird hierbei meist in der Form einer gGmbH geführt.
Damit steht fest, dass die Ausschüttung von der Kommune für fast alles eingesetzt werden kann. Die bisherige Zurückhaltung lässt sich vielleicht damit erklären, dass „gemeinnützig“ mit „karitativ“ gleichgesetzt wurde.

8.  Soziales Engagement der Sparkassen

Die Sparkassen berufen sich gerne auf das Soziale Engagement und dass sehr viel Geld gespendet wird... Allerdings steht in den Geschäftsberichten unter dem Kapitel „Soziales Engagement“ sehr wenig. Fundierte Zahlen wurden z.B. nur bei der Sparkasse Miesbach gefunden (2013: 1,336 Mio. Euro). Erst die Anfrage von MdL Hartmann hat hier Klarheit gebracht.

Lt. Anlage 3 der Antwort auf die Anfrage von MdL Hartmann wurden 2013 insgesamt rund 56 Mio. Euro ausgeschüttet (15,2 Mio. Sponsoring, 34,2 Mio. Spenden; 6.3 Mio. Stiftungsausschüttungen). 

9. Entrichtung von Körperschaftsteuer

Ein wichtiges Gegenargument für die Ausschüttung stellt die Behauptung dar, dass 25 % Körperschaftsteuer auf Ausschüttungen an die Träger entrichtet werden müssen. Das ist richtig. 

Allerdings muss man wissen, dass die Steuerpflicht für Ausschüttungen der Sparkassen an die Kommunen erst seit 1968 besteht. Vorher waren Ausschüttungen steuerfrei. Die Steuerpflicht ab 1968 wurde mit der Rezession 1967/68 („Erste Konjunkturkrise“) begründet.

Warum bisher noch niemand (Gemeindetag, Städtetag, Landkreistag) darauf gedrängt hat, diese Steuerbefreiung wieder herbeizuführen, ist ein Rätsel, sollte aber sofort in Angriff genommen werden.

10. Die Tätigkeit der Wirtschaftsprüfer

Die 71 Sparkassen wurden von 7 Prüfern des Sparkassenverbandes Bayern geprüft. Dafür mussten insgesamt 12,1 Mio. Euro an Honorar entrichtet werden.

Der Sparkassenverband wurde von den Sparkassen gegründet und wird auch über Beiträge von den Spar​kassen finanziert. Inwiefern dann eine Unabhängigkeit von Prüfer zu Prüfgegenstand vorhanden ist, muss hinterfragt werden.

Wie die oben stehenden Ausführungen nachweisen, wurden offensichtlich Fehler gemacht (Bezüge von Sparkassen mit 2 Vorständen nicht ausgewiesen). 

Die Überprüfungen in § 21 SpkO wegen einer Ausschüttungsmöglichkeit erfolgte nicht, ebenso erfolgte kein Hinweis auf die Ausschüttungsmöglichkeit des Fonds für allgemeine Bankrisiken.

Im Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers steht in jedem Jahresbericht: „Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Sparkasse sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.“

Zum rechtlichen Umfeld gehört auch die Gemeindeordnung und die Struktur der kommunalen Finanzen (Art. 62 GO), dazu erfolgte keine Stellungnahme.

Die Prüfberichte wurden im Frühsommer 2014 geschrieben. Basel III ist seit dem 1. Januar 2014 in Kraft getreten mit einer gewissen Übergangsphase (bis 2019) zur schrittweisen Umsetzung der Reformen. Sie soll es den Banken ermöglichen, die Reformen gemäß Basel III durch einbehaltene Gewinne und Kapitalerhöhungen umzusetzen, ohne deren Kreditvergabe an die übrige Wirtschaft zu gefährden. 

Dazu gibt es eine Tabelle mit Details(siehe Annex 4 von Basel III: A global regulatory framework for more resilient banks and banking systems):
	 
	2011
	2012
	2013
	2014
	2015
	2016
	2017
	2018
	1. Januar 2019

	Verschuldungsgrenze (Leverage Ratio)
	Überwachungsphase
	Parallelbetrieb
	 
	Übernahme
nach Säule 1
	 

	Mindestkernkapitalrate (Common Equity Capital Ratio)
	 
	 
	3,5 %
	4,0 %
	4,5 %
	4,5 %
	4,5 %
	4,5 %
	4,5 %

	Kapitalerhaltungspuffer
	 
	 
	
	
	
	0,625 %
	1,25 %
	1,875 %
	2,5 %

	Minimum Kernkapital plus Kapitalerhaltungspuffer
	 
	 
	3,5 %
	4,0 %
	4,5 %
	5,125 %
	5,75 %
	6,375 %
	7,0 %

	Stufenweiser Aufbau der Abzüge vom Kernkapital Tier 1
	 
	 
	 
	20 %
	40 %
	60 %
	80 %
	100 %
	100 %

	Minimum gesamtes Tier 1-Kapital
	 
	 
	4,5 %
	5,5 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,0 %
	6,0 %

	Minimum Gesamtkapital (Tier 1+2)
	 
	 
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %

	Minimum Gesamtkapital plus Kapitalerhaltungspuffer
	 
	 
	8,0 %
	8,0 %
	8,0 %
	8,625 %
	9,25 %
	9,875 %
	10,5 %

	Kapitalinstrumente, die nicht mehr als Tier 1 oder Tier 2-Kapital anerkannt werden
	 
	stufenweiser Abbau über einen 10-Jahres Horizont

	Antizyklischer Kapitalpuffer
(individuelle Festlegung durch nationale Aufsichtsbehörden)
	 
	 
	
	
	
	0 % –
0,625 %
	0 % –
1,25 %
	0 % –
1,875 %
	0 % –
2,5 %

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Liquidity Coverage Ratio (LCR)
	Beobachtungsphase
	Mindeststandard

	Net Stable Funding Ratio
	Beobachtungsphase
	Mindeststandard


Diese Liste kann in Zukunft mit den eigenen Werten ab 2011 gefüllt und den Sollvorgaben gegenüber gestellt werden, so dass man mittelfristige Trends erkennen kann. Bei den derzeitigen Darstellungen, wie sie in den Geschäftsberichten 2013 zu finden sind, findet man nur kurzfristige und damit wenig aussagefähige Zahlen (Laufendes Jahr und evtl. noch Vorjahr).

11. Zusammenfassung

Wir haben vor einigen Monaten einen Brief verfasst und uns mit der Möglichkeit der Ausschüttung von Geldern der Sparkassen an die Kommunen beschäftigt. Wir kamen auf eine astronomisch hohe Summe von 2,45 Milliarden Euro. Grundlage der Berechnung waren die Offenlegungsberichte. Dieses Ergebnis kam also aufgrund von Bestandszahlen zustande. Sie haben uns darauf aufmerksam gemacht, dass nur ein Jahresüberschuss ausgeschüttet werden dürfe und dass dabei eine Reihe von Restriktionen zu berücksichtigen seien.

Daraufhin haben wir alle 71 Geschäftsberichte der bayerischen Sparkassen herunter geladen und systematisch untersucht.

Im Laufe dieser Untersuchungen wurde uns klar, dass das gesamte Sparkassensystem hinterfragt werden muss: Das sind die Kompetenzen des Verwaltungsrats und das Zusammenspiel zwischen Vorstand, Verwaltungsrat und Kommunalpolitik. Hier besteht die Gefahr, dass die Unabhängigkeit des Verwaltungsrats wegen möglicher finanzieller Vorteile (Höhe der Aufwandsentschädigung, gewährte Kredite) nicht gegeben ist. 

Jedenfalls ist der Verwaltungsrat die Institution, die einzig und allein die Geschäftspolitik ein​schließlich der Ausschüttungen bestimmt, der Sparkassenvorstand ist nur ausführendes Organ.

Bei der Ermittlung der Jahresüberschüsse haben wir erkannt, dass das in der GuV ausgewiesene Jahres​ergebnis nicht das ist, wofür man es eigentlich hält. Zum ausgewiesenen Betrag sollte noch der Teil des Jahres​überschusses hinzugerechnet werden, der vom Sparkassenvorstand in eigener Kompetenz vorab her​aus​gerechnet werden darf. 

Weitaus schlimmer ist aber der Fonds für allgemeine Bankrisiken. Die Zuführungen dazu haben einen Umfang, der doppelt so hoch ist wie der Jahresüberschuss, und die nicht im Jahresergebnis erscheinen. Es hat den Anschein als ob dieser Fonds zur Verschleierung des wahren Jahresüberschusses verwendet wird.

Die Kernkapitalquote als wichtigstes Instrument für Basel III ist von allen Sparkassen weit überschritten (bis 2018 9%, ab 2019 13 %), so dass eine Ausschüttung des gesamten Jahresüberschusses 2013 (332 Mio. Euro) und des Fonds für allgemeine Bankrisiken (630 Mio. Euro) hätte vorgenommen werden können. 

Nimmt man zu dieser Summe (960 Mio. Euro) das Jahresergebnis von 2012 hinzu (1.064 Mio. Euro), so kommt man in etwa auf den Betrag, der sich aufgrund der Offenlegungsberichte (2, 45 Mrd. Euro) ergeben hat. Die Differenz (400 Mio. Euro) steckt in den Jahresüberschüssen 2010 und 2011.

Insofern bestätigen sich beide Berechnungen gegenseitig.

12. Veränderung der Sparkassenstruktur

„Um den hiesigen Einwohnern Gelegenheit zu geben, ihre kleinen Ersparnisse zinsbar und sicher unterzubringen, und ihnen dadurch behilflich zu sein, sich ein Kapital zu sammeln, welches sie bei Verheiratungen, Etablierung eines Gewerbes, im Alter oder in Fällen der Not nutzen können“, hieß es in den Gründungsstatuten der Sparkassen, die im 18. Jahrhundert erstmals entstanden. 

Leitmotiv ist also die Gemeinwohlorientierung – die Erzielung von Gewinnen ist nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebs. 

Diesem historischen Auftrag sollten die Sparkassen, die als öffentlich-rechtliche Kreditinstitute eine Säule im so genannten Drei-Säulen-Modell des deutschen Finanzsektors darstellen, unverändert treu bleiben.

Nachdem alle Geschäftsberichte genau und kritisch untersucht wurden kann man an folgende Umgestaltung des Sparkassensektors denken:

1. Pro Landkreis ein einziger Träger, nämlich der Landkreis selbst. Zweckverbände mit mehreren Landkreisen/Städten sind natürlich möglich. Dadurch profitieren alle Gemeinden eines Landkreises von den Jahresüberschüssen. (Gegenbeispiel Landsberg: Hier erhalten zwei Kommunen 80 % des Ausschüttungsbetrags, 20 % der Landkreis). Andererseits gibt es ein Einsparpotenzial durch Zusammenlegungen. Beispiel Landkreis Freising: Hier existieren zwei Sparkasssen, Freising (67 % des Kreisgebiets) und Moosburg (33 % des Kreisgebiets) mit 5 Vorständen. Würde die Sparkasse Moosburg aufgelöst, so entfallen 2 Vorstände, die jährlich rund 440.000 Euro kosten. Es gibt nur noch einen Prüfbericht, so dass zusätzlich noch rund 100.000 Euro wegfallen.

2. Die Anzahl der Verwaltungsräte wird pro Landkreis auf das Vorbild der Münchner Stadtsparkasse reduziert (8 Mitglieder). Die Sonderkonditionen bei Kreditgewährungen entfallen. Die Anforderungen an eine Sachkenntnis (auch für die geborenen Mitglieder) muss erhöht werden.

3. Die Überschussverwendung kann nach der Goldenen Regel von Jakob Fugger erfolgen („Ich habe Einkommen und das teile ich in drei gleiche Teile: Ein Teil ist für die Erziehung meiner Kinder, ein Teil ist für den Unterhalt meiner Eltern und der dritte Teil ist für mich.“). Übertragen auf die Sparkasse bedeutet dies: Der echte Jahresüberschuss wird aufgeteilt: 1/3 Rücklagen, 1/3 Ausschüttung, 1/3 für die Sparkasse selbst (Investitionen, Ergebnisbeteiligung Mitarbeiter).

4. Die Bilanzen werden im Sinne einer Bilanzklarheit und Bilanzwahrheit geführt. Jahresüberschüsse enthalten auch die Zuführung zum Fonds für allgemeine Bankrisiken

5. Die Politik setzt sich dafür ein, dass die Körperschaftssteuer für Ausschüttungen an die Kommunen wieder aufgehoben wird. Es muss wieder der Zustand wie vor 1968 herrschen.

6. Die Wirtschaftsprüfung erfolgt durch unabhängige Prüfer und nicht mehr durch den Sparkassen​verband.

(Dr. Rainer Gottwald)
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